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Wäre die Schule nach den Vorstellun-
gen der SVP gestaltet, wäre sie wieder
wie früher. Die Kinderwürden sich aufs
Lesen, Schreiben und Rechnen konzen-
trieren. Sie würden Gedichte auswen-
dig lernen, Diktate schreiben, das klei-
ne und grosse Einmaleins beherrschen.
Und: Die Kinder würden bei Schulein-
tritt alle in einer Landessprache reden
können, sie hätten nurnoch eine Fremd-
sprache in der Primarschule, sie hätten
weniger Gspänli mit besonderem För-
derbedarf in der Klasse und auch we-
niger Mitschülerinnen und Mitschüler
mit Migrationshintergrund.

So sehen die wichtigsten Punkte
aus dem kürzlich vorgestellten SVP-
Positionspapier zur Bildung aus. Zu-
sätzlich zum Papier hat die Partei nun
Mustervorstösse ausgearbeitet, die sie
ihren kantonalen Sektionen übergibt,
damit diese dort in den Kantonspar-
lamenten eingereicht werden können.
Sie liegen der SonntagsZeitung vor. Um
zu prüfen, wie praktikabel eine Schu-
le nach SVP-Vorstellung ist, nehmen
Pädagoginnen und Pädagogen zen
trale Punkte aus dem Bildungspapier
unter die Lupe.

—Obergrenze fürMigrationskinder
pro Klasse: «Unmöglich»
Die SVP schreibt: Zu viele ausländische
Kinder in der Klasse würden die Leis-
tungen aller Schülerinnen und Schü-
ler verschlechtern. Deshalb fordert die
Partei, eine Obergrenze von 30 Pro-
zent für den Anteil fremdsprachiger
Schülerinnen und Schüler pro Klasse
festzulegen.

«Dieser Vorstoss ist nicht umsetz-
bar», sagt Beat A. Schwendimann, Lei-
ter Pädagogik des Dachverbands Leh-
rerinnen und Lehrer Schweiz (LCH).
Aus dem praktischen Grund: «Wowür-
den dann diese ‹überzähligen› Schüle-
rinnen und Schülern zur Schule gehen?
Man kann sie nicht einfach auf andere
Gemeinden verteilen, die zu weit vom
Wohnort entfernt sind.»

Ausländische Schülerinnen und
Schüler sind sehr ungleich auf die
Schulen verteilt. Im Schuljahr 2020/21
lag an den meisten Schulen der An-
teil ausländischer Kinder unter einem
Drittel. Nur 16 Prozent aller Schwei-
zer Schulen hatten einen Ausländer-
anteil von mindestens 30 Prozent –
an einigen lag er hingegen bei bis zu
80 und mehr Prozent. Dies zeigt sich
auch in Kantonen, in denen insgesamt
nurwenige ausländische Kinder leben:
Fremdsprachige Schülerinnen und
Schüler konzentrieren sich auch dort
häufig auf bestimmte Schulen. Die Zah-
len stammen aus dem Bildungsbericht
2023 des Staatssekretariats für Bildung,
Forschung und Innovation.

Zur Frage, ob die Leistungen der gan-
zen Klasse darunter leiden,wenn zuvie-
le fremdsprachige Kinder in den Klassen
sind, gibt es verschiedene Studien – die
zu unterschiedlichen Schlüssen kom-
men. Eine Studie des Zentrums für De-
mokratieAarauvon 2021 bilanziert, dass
eine geringe Durchmischung keine ne-
gativen Auswirkungen habe, dass aber
ab einem Anteil von 30 bis 40 Prozent
ein Leistungsabfall festzustellen sei.
Eine Doktorarbeit der Universität Bern
aus dem Jahr 2011 beschreibt allerdings,
dass derAusländeranteil keine Rolle bei
den Schulleistungen spielt – Kinder in
Schulenmit hohemAusländeranteil ler-
nen genauso gut.

Reto Geissmann ist Schulleiter in der
Schule Neuenhof im Kanton Aargau.
Eine Schule mit Klassen, in denen bis
zu zwei Drittel fremdsprachige Kinder
in die Schule eintreten. Er bilanziert aus
der Praxis: Entscheidend für den Lern-
erfolg sei nicht,wie viele KinderMigra-
tionshintergrund hätten, sondern «ob
die Kinder über genügend Kompeten-
zen in derUnterrichtssprache verfügen,
um demLernen gut folgen zu können».
Die Schule lege deshalb grossen Wert
auf sprachliche Integration. Im kom-
menden Schuljahr wird in Neuenhof
die Frühsprachförderung ausgeweitet.

—Obligatorische Frühförderung
einer Landessprache:
«Ein Erfolgsmodell»
Etwas, das die SVP in der ganzen
Schweiz obligatorisch machenmöchte.
Der Mustervorstoss dazu verlangt ob-
ligatorische Sprachtests. Wenn Kinder

diese nicht bestehen, sollen sie in einer
Vorbereitungsklasse die Unterrichts-
sprache lernen.Gemäss Bildungsbericht
2023 sprachen im Schuljahr 2020/21
landesweit 18 Prozent der Schulkinder
zu Hause eine andere Sprache als die
Schulsprache.

Dieser SVP-Vorschlag punktet so-
wohl beim LCH als auch in den gefrag-
ten Schulen. In Basel-Stadt,wo der An-
teil fremdsprachiger Kinder mit rund
50 Prozent hoch ist, wird die sprach-
liche Frühförderung bereits seit 2013
umgesetzt. Das geht so: Alle Eltern von
Dreijährigen füllen für ihre Kinder ei-
nen Sprachtest aus. Kinder, die sprach-
liche Unterstützung brauchen, gehen
an drei Halbtagen pro Woche in eine
deutschsprachige Spielgruppe. Jean-
Michel Héritier von der Geschäftslei-
tung der Freiwilligen Schulsynode Ba-
sel, spricht von einem Erfolgsmodell:
«Viele Kindermachen grosse Fortschrit-
te.» Es sei natürlich nicht bei allen gleich
– aberman könne sagen, «dass sich die
Sprachkompetenz im Vergleich zu vor
2013 markant verbessert hat».

Allerdings kostet das die Kantone et-
was – in Basel rund 2,7 Millionen Fran-
ken jährlich. Die Kosten für die sprach-
liche Frühförderungmüssen die Kanto-
ne oderGemeinden tragen, sie dürfen sie
nicht auf die Eltern abwälzen. Zu diesem
Schluss kommt einUrteil des Bundesge-
richts aus dem Jahr 2023.Dies nachdem
derKantonThurgau eine obligatorische
Sprachförderungmit Kostenbeteiligung
der Eltern hat einführen wollen. Das
Bundesgericht stufte die Förderung als
Teil der obligatorischenVolksschule ein.

—Sonderschülerwieder separieren:
«Die Ressourcen fehlen»
«Die integrative Schule ist geschei-
tert», sagte der ehemalige FDP-Präsident
ThierryBurkart schon im Sommer2024
im Interview. In ihrem Bildungspapier
doppelt die SVPnunnach: Der integrati-
veUnterrichtmüsse abgeschafftwerden.
Die Partei schlägt in ihrem Papier bei-
spielsweise eine Separierung in Klein-
klassen für Lernschwache, Förderklas-

sen fürHochbegabte,Verhaltensklassen
für Undisziplinierte und Sprachklassen
fürFremdsprachigevor– je nach Bedarf.
Bei der Frage,welcheVor- undNachtei-
le Inklusion hat, spalten sich die Lager
gewaltig. Und niemand scheint so recht
zu wissen, wie die Verhältnisse stehen.
Deshalb hat der LCH eine Befragung bei
seinenMitgliedern gestartet, die zeigen
soll, wie die Lehrpersonen zur Inklu
sionsfrage stehen. Die Ergebnisse wer-
den im Sommer erwartet.

Philipp Loretz, Präsident des Leh-
rerinnen- und Lehrervereins Baselland
(LVB), hat seine kantonale Basis be-
reits einmal zur Inklusion befragt: «Die
Auswertung zeigt, dass 82 Prozent der
befragten Primarlehrpersonen starkver-
haltensauffällige Kinder als erhebliche
Belastung empfinden», sagt Loretz. Er
könne daherdie Forderung derSVPnach
mehr Separation nachvollziehen.

Baselland habe die Kleinklassen gar
nie abgeschafft, «weil die Kinder in die-
sem geschützten Umfeld mit verlässli-
chen Bezugspersonen besser zurecht-
kommen als in der Regelklasse». Dort
seien sie oft überfordert, da eine fach-
kundige Förderung nur bedingt mög-
lich sei, sagt Loretz.

Jean-Michel Héritier sieht das anders:
«Wirmüssen alle Teile der Bevölkerung
mitnehmen, die Gesellschaft von mor-
gen muss zusammenhalten, und die-
sen Zusammenhalt müssen wir in der
Schule fördern», sagt der Kollege aus
Basel-Stadt.Allerdings gelte es dabei die
Grenzen derMachbarkeit zu respektie-
ren.Um zuverhindern, dass die Situati-
onmit verhaltensauffälligen Kindern in
den Schulen eskaliert, setzt Basel-Stadt
auf zeitlich begrenzte Förderklassen.
«Das Rad bloss zurückzudrehen, wäre
kurzsichtig und würde nur die Proble-
me des früheren Systemswieder hoch-
spülen», sagt Héritier.

Auch imBildungsbericht 2023 finden
sowohl Befürworter als auch Gegner der
Inklusion Argumente. Manche Studien
belegen, dass sich die Kindermit beson-
deren Bedürfnissen in der Regelklas-
sewohler fühlen und bessere Resultate
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Alexander Dobrindt spricht be-
reits von einer «Migrationswen-
de». Der deutsche Innenminis-
ter ordnete als erste Amtshand-
lung im letzten Mai verschärfte
Grenzkontrollen an. Nun zeigt
sich, dass die unerlaubten Ein-
reisen nach Deutschland deut-
lich gesunken sind. Im letzten
Jahr zählte die Bundespolizei
noch halb so viele Fällewie 2023.
Zudem ging in der gleichen Zeit
die Zahl derAsyl-Erstanträge um
zwei Drittel zurück.

Auch an der Grenze zur
Schweiz haben die Deutschen
weniger Illegale aufgegriffen.
Die Bundespolizei in Stuttgart
registrierte im abgelaufenen
Jahr 7000 Personen, 2023 wa-
ren es fast 10’000mehr gewesen.
An der Schweizer Grenze hatte
Deutschland das Regime schon
im Herbst 2023 verschärft, noch
bevor Dobrindt Minister wurde.

Das Vorgehen des Nachbarn
stiess hierzulande anfänglich auf
Skepsis. Jetzt teilt das Staatsse-
kretariat für Migration (SEM)
auf Anfrage mit, dass die Behör-
den an der Grenze zu Deutsch-
land «keine grundlegenden Än-
derungen festgestellt haben».
Es gab auch keine Zunahme der
Asylgesuche aufgrund deutscher
Rückweisungen.

DerBundesrat verzichtete bis-
her darauf, die Grenzkontrollen
nach deutschem Vorbild auszu-
weiten. Wie sich jetzt heraus-
stellt, war das auch nicht nötig.
Die irreguläreMigration ist in der
Schweiz in ähnlichemStilwie im
Nachbarland gesunken.

Im letzten Jahr zählte das
Bundesamts für Zoll und Grenz-
sicherheit (Bazg) rund 14’500
rechtswidrige Einreisen. Diese
Menschen stammten vor allem
aus der Türkei, Afghanistan und
Marokko. 2022 und 2023 wa-
ren es jeweils noch über 50’000
gewesen. Das Grenzwachtkorps
erwischte auch weniger Schlep-
per. «Der angebliche Erfolg der
verschärften deutschen Grenz-
kontrollen entlarvt sich als rei-
ne Propaganda», sagt der grü-
ne Nationalrat Balthasar Glätt-
li mit Verweis auf die Schweizer
Zahlen.

Machtwechsel in Syrien
als Gamechanger
Der österreichische Migrations-
experte Gerald Knaus bestätigt
den Befund: Die neuen Grenz-
kontrollen der deutschen Regie-
rung seit Mai 2025 hätten «kei-
nen messbaren Einfluss auf die
Asylzahlen», sagt er. Der Rück-
gang habe bereits vor Einfüh-
rung der Kontrollen eingesetzt.
«Es ist eine aufwendige Thea-
terpolitik ohne erkennbareWir-
kung.»

Hauptgrund für die sinken-
den Zahlen ist gemäss Knaus der
Sturz des Assad-Regimes Ende
2024. «Syrer haben keinen An-
reizmehr, nach Europa zu flüch-
ten.» Hunderttausende seien aus
den Nachbarstaaten in ihre Hei-
mat zurückgekehrt.

Dass Syrien der entschei-
dende Faktor ist, bestätigt auch
Frontex. Die europäische Grenz-
agentur registrierte im vergan-
genen Jahr noch halb so vie-
le Fälle von irregulärer Migra-
tion wie 2023. Frontex erklärt
den «Abwärtstrend» insbeson-
dere mit der Situation im Na-
hen Osten. Die Zahl der illega-
len Einreisen nach Europa von
Menschen aus Syrien hat sich

innerhalb eines Jahres halbiert.
«Syrer spielen eine grosse Rolle
bei der Entlastung der EU-Aus-
sengrenzen», schreibt Frontex in
einem Bericht.

Auch das Staatssekretariat für
Migration führt den Rückgang
der Aufgriffe an der Schwei-
zer Grenze «teilweise» auf den
Machtwechsel in Syrien zurück.
2025 hat das Grenzwachtkorps
noch 767 Syrerinnen und Syrer
gefasst, im Jahr davor waren es
zehnmal mehr gewesen.

Experte: «Putin ist die
wichtigste Fluchtursache»
Für Migrationsexperte Knaus
zeigt die Entwicklung: «Das Pro-
blem der irregulären Migration
lässt sich nicht mit Grenzkon-
trollen im Schengen-Raum lö-
sen.» Entscheidend sei,was aus-
serhalb Europas passiere.

Sollte sich die Lage in Syrien
dauerhaft stabilisieren, sagt Ge-
rald Knaus, sei die «historische
Fluchtbewegung der vergange-
nen zehn Jahre nach Mitteleuro-
pa» zu Ende. Diese sei nur noch
von der Flucht aus der Ukrai-
ne übertroffen worden. Dabei
kommt Knaus auf eine brisan-
te These zu sprechen. «Als Pu-
tins Verbündeter Assad stürzte,
wurde für alle sichtbar, dass auch
hier Russlands Politik hauptver-
antwortlich für millionenfache
Flucht war.» Assad lebt mittler-
weile in Moskau. «Putin ist seit
2015 die wichtigste Fluchtursa-
che», sagt Knaus.

In der Schweiz sind Binnen-
grenzkontrollenwie in Deutsch-
land für das Departement von
Bundesrat Beat Jans «kein ge-
eignetes Mittel», um irreguläre
Sekundärmigration zu verhin-
dern. Stattdessen brauche es ge-

samteuropäische Lösungen, um
die Herausforderungen im Mig-
rationsbereich anzugehen, teilt
das SEM mit.

Doch das Parlament hat den
Bundesrat im letzten Jahr dazu
gezwungen, die Grenzkontrollen
zu verstärken. Nun erhöht der
Bund das Zolldispositivmit dem
bestehenden Personal, um eine
«minimal verstärkte Präsenz und
Überwachung an den migra-
tionsrelevanten Orten» sicher-
zustellen. Rund 300 zusätzliche
Mitarbeitende werden deshalb
für Personenkontrollen einge-
setzt – vor allem an der Süd-
grenze. Um die Kontrollen län-
gerfristig zu gewährleisten, will
die Landesregierung mehr Per-
sonal einstellen. Geplant sind
100 zusätzliche Stellen.

SVP verlangte Reduktion
der Asylgesuche
Nochweiter möchte die SVP ge-
hen. Sie hat eine Grenzschutz-
initiative eingereicht,mit der sie
die illegale Migration bekämp-
fen und systematische Kont-
rollen bei der Einreise durch-
setzen will. Nationalrat Pascal
Schmid bezeichnet die Statisti-
ken zu den aufgegriffenen Per-
sonen als «diffus». Manwisse ja
gar nicht, wie viele wirklich ille-
gal einreisten und was möglich
wäre, wenn die Schweiz mehr
kontrollieren würde. Für ihn ist
klar: «Wir müssen alles daran
setzen, damit weniger Asylmi-
granten und Kriminaltouristen
ins Land strömen.»

Entscheidend sind für Schmid
nicht die Aufgriffe, sondern die
Asylgesuche. «Im Gegensatz zu
Deutschland passiert bei uns viel
zuwenig.» Hierzulande sank die
Zahl der neuen Gesuche 2025 im
Vergleich zum Vorjahr nur um
7 Prozent. «Wir erwarten von
Bundesrat Jans griffige Mass-
nahmen, damit die Zahlen deut-
lich sinken», sagt Schmid. Ein
entsprechender Vorstoss ist im
Parlament hängig. Schmid ver-
weist auf Dänemark, das im letz-
ten Jahr nur rund 2000 Anträge
registrierte. In der Schweiz wa-
ren es knapp 26’000, zusammen
mit den Ukraine-Flüchtlingen
fast 39’000.

InDeutschland dauern diever-
schärften Grenzkontrollen noch
mindestens bis März. Ob sie Ale-
xanderDobrindt trotz gesunkener
Zahlen fortsetzenwird, lässt sein
Ministerium auf Anfrage offen.
Über eine Verlängerung werde
«rechtzeitig befunden», heisst es
aus Berlin.

Adrian Schmid

Schweizer Zahlen entlarven deutsche
«Migrationswende» als «Theaterpolitik

ohne erkennbareWirkung»
Einwanderung Deutschland setzt auf strengere Grenzkontrollen,
die Schweiz nicht – trotzdem sinken die illegalen Einreisen

in beiden Ländern. Wie ist das möglich?
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erzielen.Andere Studien kommen zum
Schluss, dass die schulischen Leistun-
gen der Mitschüler abnehmen können.

Worin sich aber alle einig sind: Es
fehlen Ressourcen. Es gibt zu wenige
Heilpädagoginnen und Heilpädagogen
– sowohl für die integrative Schule wie
für Kleinklassen.

—Eine Fremdsprache reicht:
«Machbar, aber sehr kompliziert»
Auch die Frage, wie viele Fremdspra-
chen in die Primarschule gehören – und
welche –, wird kontrovers diskutiert.
Die SVP fordert, dass eine Fremdspra-
che genügt. Welche das ist, sollen die
Kantone selbst entscheiden. Besonders
in der Deutschschweiz haben entspre-
chende Vorstösse in kantonalen Parla-
menten Zustimmung gefunden, allen
voran der Kanton Zürich. Dieser kün-
digte im Herbst an, den Französisch-
unterricht auf die Sekundarstufe ver-
legen zu wollen.

Doch selbst wenn sich kantonale
Parlamente für nur eine Fremdspra-
che aussprechen, ist eine Umstellung
alles andere als einfach. Zwar liegt die
Bildungshoheit bei den Kantonen, die
Bundesverfassung verlangt jedoch eine
Harmonisierung der Lehrpläne. 15 Kan-
tone haben sich demHarmos-Konkor-
dat angeschlossen. Will ein Harmos-
Kanton nur noch eine Fremdsprache
unterrichten, müsste er aus dem Kon-
kordat austreten – das dauert mindes-
tens drei Jahre. «Anschliessend müss-
te der Kanton seinen Lehrplan anpas-
sen, seine Lehrpersonen je nach Bedarf
neu ausbilden und neue Lehrmittel
beschaffen. Auch das braucht Zeit»,
sagt Christian Gloor, Mediensprecher
des Lehrplans 21. «DerAusstieg an sich
ist nicht schwierig,manmuss nur kün-
digen. Kompliziert ist das, was nach
dem Austritt kommt.»

Nicht-Harmos-Kantone unterstehen
zwar nicht dem Konkordat, sind den-
noch einer Harmonisierung der Lehr-
ziele verpflichtet, weil diese in der Ver-
fassung verankert ist. Das bedeutet
auch: Der Bund kann eingreifen, wenn

Kantone ausscheren. Bundesrätin Eli-
sabeth Baume-Schneider kündigte be-
reits an, notfalls den Unterricht in einer
Landessprache zu verordnen.

Auch die Erziehungsdirektorenkon-
ferenz befasst sichmit den Fremdspra-
chen – sie könnteAnpassungenvorneh-
men. «Es wäre rein hypothetisch etwa
möglich», sagt Christian Gloor, «dass
die EDK die Bildungsziele nach unten
anpasst.» Denkbar wäre dann, dass
Schülerinnen und Schüler den Wis-
sensstand in den Fremdsprachen erst
am Ende der obligatorischen Schulzeit
erreichen müssten. Dann könnte die
zweite Fremdsprache erst ab der sieb-
ten Klasse eingeführt werden – dafür
mit mehr Lektionen.

Gloors Fazit: «Eine Fremdsprache
auf der Primarschulstufe ist grundsätz-
lich machbar, ein Eingreifen des Bun-
des vorbehalten. Eine Änderung wäre
jedoch nicht einfach umzusetzen und
hätte finanzielle Folgen.»

—Der volle Lehrplan:
«Es ist eine politische Frage»
Die SVP sagt, der Lehrplan 21 müsse
deutlich verschlankt werden. Er solle
sich auf die Kernfächer Lesen, Schrei-
ben und Rechnen beschränken. Chris-
tian Gloor sagt: Anpassungen am Lehr-
plan seien grundsätzlich möglich. «Es
ist eine politische Frage, wie viel Ge-
wicht einzelne Fächer im Lehrplan ha-
ben.» Die Kantone können bis zu einem
gewissen Punkt selbst entscheiden,was
sie umsetzen. So habe der Kanton Zug
beispielsweise beim FachbereichMusik
Abstriche gemacht.

Gloorweist jedoch auf die Folgen hin:
«Wennviele Kantone inmehreren Fach-
bereichen kürzenwürden,wäre derAuf-
trag zur Harmonisierung der Lehrplä-
ne nicht mehr erfüllt.» Sein Fazit auch
hier:möglich – abermit klaren Grenzen.

Grenzen, welche die SVP mit ihren
Vorstössen nun ausloten könnte. Die
Partei will die Vorstösse den Kantonen
einreichen – und damit über den Brenn-
punkt Schule auf kantonaler Ebene
weiterdebattieren.

Philipp Loretz,
Präsident des
Baselbieter
Lehrervereins.
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Streitpunkt Grenzkontrollen: Im Mai 2025 traf Bundesrat Beat Jans (l.)
den deutschen Innenminister Alexander Dobrindt in Berlin. Foto: EJPD


